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Anmerkung: Vgl. Ziff. Ш.5. der RL des 
Plenums des OG vom 16. 3.1978 zu Fragen 
der gerichtlichen Beweisaufnahme und 
Wahrheitsfindung im sozialistischen Straf­
prozeß (GBl. I Nr. 14 S. 169). Sie lautet:
„5. Prüfung von sachlichen Beweismitteln 
(Beweisgegenstände und Aufzeichnungen) 
Für Beweisgegenstände und Aufzeichnun­
gen gilt gemäß § 51 StPO der Grundsatz, 
daß sie in der gerichtlichen Beweisauf­
nahme im Original vorgelegt werden. Auf­
zeichnungen sind im erforderlichen Umfang 
durch Verlesen von Schriftstücken, Ab­
spielen von Tonträgern usw. zur Kenntnis 
zu bringen. Nur soweit dies wegen der Art 
und Beschaffenheit der Beweisgegenstände 
nicht möglich ist, dürfen Fotografien, 
Zeichnungen, Skizzen, Abschriften oder 
Tonkopien zu Beweiszwecken verwendet 
werden. Deren Richtigkeit und Zuverläs­
sigkeit ist vom Gericht zu prüfen. Ergeben 
sich insoweit Zweifel und können diese 
nicht behoben werden, ist deren Verwen­
dung zu Beweiszwecken unzulässig.
Zu den Aufzeichnungen gehören auch 
Protokolle über Besichtigungen, Rekon­
struktionen, Durchsuchungen, Beschlag­
nahmen und persönliche Notizen, wenn sie 
den Urheber zweifelsfrei erkennen lassen, 
sowie Tonband- und Schallplattenaufnah­
men.
Werden Vernehmungen zusätzlich mittels 
Tonbandes oder Schallplatte aufgezeichnet, 
haben sie die Eigenschaft eines Beweismit­
tels, wenn sie gemäß § 106 Abs. 2 und 
3 StPO nach Abschluß der Vernehmung 
dem Vernommenen wiedergegeben und 
von ihm ordnungsgemäß bestätigt worden 
sind. Neben der Verlesung von Aussagen, 
die im Protokoll einer früheren Verneh­
mung enthalten sind, kann auch die Schall­
aufzeichnung über diese Vernehmung in 
der gerichtlichen Beweisaufnahme angehört 
werden (§§224, 225 i. V. m. § 106 Abs. 2 und 
3 StPO).
Aufzeichnungen sind auch schriftliche 
Stellungnahmen von Beschuldigten oder 
Angeklagten zu der gegen sie erhobenen 
Beschuldigung (§ 105 Abs. 5 StPO) sowie 
schriftliche Stellungnahmen von Zeugen 
(§ 225 Abs. 2 StPO).“
Die RL ist weiterhin auszugsw. abgedr. als 
Anm. nach § 8 Abs. 1, §§ 187, 190, 199, 206, 
222, 224, 225, 227 und 228 StPO.

Zweiter Abschnitt
Besondere Formen der Mitwirkung
der Bürger

Vorbemerkung: Vgl. Art. 6 StGB sowie 
§ 4 StPO.

§52
Schöffen
Die Schöffen sind vom Volke gewählte, 
gleichberechtigte Richter. Sie erfüllen ihre 
Aufgaben im Strafverfahren, indem sie 
insbesondere
— aktiv an den im Eröffnungsverfahren zu 

treffenden Entscheidungen, an der Vor­
bereitung und Durchführung der Haupt­
verhandlung und an der Urteilsfindung 
sowie an den Entscheidungen zur Ver­
wirklichung von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit teilneh­
men;

— in den Betrieben und Wohngebieten an 
der Auswertung von Strafverfahren 
teilnehmen, die Ursachen und Bedin­
gungen von Straftaten überwinden 
helfen und zur Beachtung der Gerichts­
kritik beitragen;

— die kollektive Erziehung von straffällig 
gewordenen Bürgern und die Wieder­
eingliederung entlassener Strafgefange­
ner in das gesellschaftliche Leben 
unterstützen;

— den gesellschaftlichen Organen der 
Rechtspflege Hilfe bei der Beratung 
und Entscheidung von nicht erheblich 
gesellschaftswidrigen Vergehen gewäh­
ren.

Anmerkung: Zur Entschädigung der Schöf­
fen während der Ausübung ihres Amtes 
vgl. §§ 1—5, 12—14, 17 und 19 der Entschä- 
digungsAO (Reg.-Nr. 11.).

§53
Vertreter der Kollektive
(1) Vertreter der Kollektive wirken zur 
allseitigen Aufklärung der Straftaten, ihrer 
Ursachen und Bedingungen und der Per­
sönlichkeit des Beschuldigten und des An­
geklagten im Interesse der Feststellung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit am 
Strafverfahren mit. Sie festigen durch ihre 
Tätigkeit die Verbindung zwischen den 
Bürgern und dem Gericht, dem Staatsan­
walt und den Untersuchungsorganen, ver­
mitteln wechselseitig die Erfahrungen und
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